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Vorwort

Anlass dieser Arbeit war eine praktische Steuerfrage eines Künstlers aus
dem Bereich der Digitalfotografie. Bei dem erfahrenen Leser erzeugt diese
kurze Beschreibung bereits eine Vielzahl an steuerbezogenen Assoziatio-
nen und Fragestellungen: Handelte es sich um „Kunst“ im steuerlichen
Sinne? Ging es um die Qualifizierung der „künstlerischen Tätigkeit“ als
freier Beruf? War die Gewerbesteuerpflicht fraglich? Sollte eine Fotografie
verschenkt werden und der erbschaftsteuerliche Wertansatz war unklar?
Stand der anzusetzende Umsatzsteuersatz infrage?

Es war tatsächlich ein Fall aus dem Bereich der umsatzsteuerlichen Ver-
günstigung – darüber hinaus der Ausgangspunkt dieser Arbeit. Bei der fall-
bezogenen Recherche stellte sich neben den oben angerissenen Aspekten
die grundsätzliche Frage, ob und wie das Steuerrecht Kunst fördert. Ziel
der Arbeit ist es, die steuerliche Kunstförderung in ihrer gesamten Breite
zu untersuchen und systematisch darzustellen. Das Ergebnis darf vorweg-
genommen werden: das Steuerrecht steht der Kunst zu Recht wohlwol-
lend gegenüber!

Diese Arbeit wurde im Sommersemester 2019 von der Rechts- und
Staatswissenschaftlichen Fakultät der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-
Universität Bonn als Dissertation angenommen. Die Literatur und Recht-
sprechung befindet sich überwiegend auf dem Stand Dezember 2018, rele-
vante Veröffentlichungen wurden bis August 2019 berücksichtigt.

Ich danke vor allen anderen meinem Doktorvater, Herrn Professor
Dr. Rainer Hüttemann, für die Betreuung und Ermöglichung dieser Ar-
beit. Die Freiheit der eigenen Themenfindung und -gestaltung sowie die
genauen und kritischen Fragen haben diese Arbeit maßgeblich geprägt.
Herrn Professor Dr. Matthias Weller danke ich sehr für die Erstellung des
Zweitgutachtens. Ihm gilt neben den übrigen Herausgebern auch mein
großer Dank für die Aufnahme in diese Schriftenreihe.

Dafür, dass ich mit dem oben angerissenen praktischen Fall sowie dem
Steuerrecht insgesamt überhaupt in Berührung kam und das Projekt
schließlich realisieren konnte, danke ich der Buschmann Partnerschaft
mbB in Hamburg. Für die sorgfältige Durchsicht der Arbeit und fachliche
Diskussionen danke ich Herrn Rechtsanwalt David John.

Mein großer persönlicher Dank gilt meiner Mutter, Frau Maren Ham-
merich. Sie hat sich nicht nur mit großer Sorgfalt dem Manuskript dieser
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Arbeit gewidmet, sondern mich vor allem in jeder Lebenslage unterstützt
und begleitet. Ihre Ratschläge und ihre Erziehung sind es, die den Grund-
stein für ein glückliches Leben legten.

Der größte Glücksfall während der Erstellung dieser Arbeit war es, dass
ich meine Lebensgefährtin, Frau Julia Catherina Bräuer, kennenlernte. Sie
musste allerdings auch den größten Preis zahlen – sie erlebte jede Laune,
jede Fragestellung, jedes Zweifeln und hat diese Arbeit unzählige Male ge-
lesen. Dafür danke ich Dir, liebe Julia, von Herzen. Vor allem danke ich
Dir aber dafür, dass Du jeden Tag meines Lebens bereicherst und wir uns
gefunden haben.

Ich widme diese Arbeit der Erinnerung an meine verstorbene Großmut-
ter, Frau Margot Dorothea Hammerich. Sie hat früh meinen Sinn für Äs-
thetik, für Großzügigkeit und Höflichkeit geprägt und ist für mich stets
eine unsichtbare Leitlinie im Leben geblieben.

   

Hamburg, im August 2019 Dr. Arne Joachim Hammerich

Vorwort
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ZEV Zeitschrift für Erbrecht und Vermögensnachfolge (Zeit-

schrift)
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik (Zeitschrift)
ZUM Zeitschrift für Urheber- und Medienrecht
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Einführung

Kunst und Recht

„Die Begegnung von Kunst und Recht gehört selten zu den Sternstunden
beider Disziplinen.“1 Mit dieser Feststellung beginnen Beiträge über das
Verhältnis von Recht und Kunst, insbesondere wenn es sich um das Ver-
hältnis von Kunst und Steuerrecht handelt.2

Dieser Einstieg bietet sich aus verschiedenen Gründen an: der Leser er-
wartet einen Beitrag über das als trocken geltende Steuerrecht und wird zu
seiner Überraschung von einer gefälligen Metapher empfangen. Die in-
haltlichen Weichen werden gestellt, beschreibt diese Einleitung doch die
grundsätzliche und gegenseitige Aversion der Fachbereiche als unbestreit-
bare Tatsache. Der geneigte Leser findet in den Sätzen allerdings eine Spur
Ironie, da sich der Steuerjurist für die Schaffung des Bildes bei Stefan
Zweig3 und gerade nicht beim BFH oder der einschlägigen Fachliteratur
bedient. Die vordergründige Eindeutigkeit dieser Feststellung wird durch
die literarische Entleihung auf den zweiten Blick infrage gestellt, führt der
Urheber doch eben die als so unterschiedlich dargestellten Disziplinen zu-
sammen.

Eben dieser zweite Blick auf das positive Verhältnis von Kunst und Steu-
errecht ist Gegenstand der vorliegenden Untersuchung.

Für die Erarbeitung dieses Blickwinkels ist zunächst die Eigengesetzlich-
keit der Kunst anzuerkennen.4 Kunst gehört zur menschlichen Sphäre des
Geistig-Schöpferischen und ist „rechtlich weder regelungsfähig noch rege-
lungsbedürftig.“5 Dies stellt die Innensicht der Kunst dar – hier kann und
soll sie losgelöst von Vorschriften, Eingriffen und Konventionen agieren
und sich frei entfalten. Tritt Kunst jedoch in Interaktion mit der Außen-
welt, ändern sich die Vorzeichen: die freie Entfaltung der Kunst soll sich

A.

1 Wollny, DStR 1975, 577; Birtel, Beihefter zu DStR 1993, 1; sinngemäß auch Oster-
loh-Konrad, KUR 2016, 189.

2 Strukturell ähnlich sieht Kirchhof Kunst und Steuerrecht als „traditionell so gegen-
sätzlich wie Freiheit und Pflicht“, Kirchhof, NJW 1985, 225.

3 Zweig, Sternstunden der Menschheit: zwölf historische Miniaturen.
4 Weck, Verfassungsrechtliche Legitimationsprobleme öffentlicher Kunstförderung

aus wirklichkeitswissenschaftlicher Perspektive, S. 38.
5 Stern, Staatsrecht, S. 884.
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auf die ganze Gesellschaft auswirken können; Kunst darf sich einmischen,
den Bürger und den Staat herausfordern. Hierfür bedarf es eines gesell-
schaftlichen Umfelds, das die Herausforderung zulässt und der Kunst die
Möglichkeit einräumt, aus der eigenen Welt heraus in die Gesellschaft zu
treten. Neben die Freiheit der Kunst vor dem Staat tritt hier die ebenfalls
durch Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG gewährte Freiheit durch den Staat.6

Diese Freiheit durch den Staat wirkt nicht nur im Sinne einer Schutz-
funktion, sondern stellt eine objektive Wertentscheidung des Grundgeset-
zes für den Kulturstaat im Sinne eines Kulturstaatsgebots dar.7 Danach ist
der Staat verpflichtet, der Kunst wohlwollend gegenüberzustehen und sie
zu fördern. Ist die Kunst nach innen autonom, so steht ihr nach außen der
Staat und mit ihm auch die Rechtsordnung unterstützend bei und schafft
ihr so den Raum für die Entfaltung dieser Eigengesetzlichkeit.

Die Begegnung von Kunst und Recht resultiert also nicht in gegenseiti-
ger Ablehnung, das Recht räumt der Kunst schon in der Verfassung eine
positiv konnotierte Sonderrolle ein. Es ist das Aufeinandertreffen von Ei-
gengesetzlichkeiten, das gemeinsame Sternstunden verhindert. Die Kunst
wie das Recht, oft verkörpert durch Künstler und Juristen, bewegen sich in
Welten der jeweils eigenen Dynamik und sind Ergebnisse paralleler kultu-
reller Entwicklungen.8 Künstler und Juristen arbeiten beide mit den Mit-
teln der Abstraktion, der Interpretation, der Darstellung von tatsächlichen
Sachverhalten – allerdings in autonomen Systemen, mit anderen Zielen
und mit unterschiedlichen Methoden.9 Hier liegt die Schwierigkeit der Be-
gegnung: auf der Ebene der Kommunikation und des gegenseitigen Ver-
ständnisses.10

Mit der Komplexität des jeweiligen Rechtssystems steigt das Maß der Ei-
gengesetzlichkeit und mit ihr auch die Schwierigkeit bei der Begegnung
von Kunst und Recht. Das Steuerrecht ist ein komplexes Rechtsgebiet, das
sich dem Verständnis durch Dritte oft verschließt und dennoch durch die

6 So schon Huber, Zur Problematik des Kulturstaats, S. 11; siehe ausführlich unten
S. 82 ff.

7 Kritisch in Bezug auf den Kulturstaat Haversath, Zur Legitimation des Kultur-
staats, S. 136; siehe ausführlicher unten S. 82 ff.

8 Siehe zum Recht als eigenes Kulturgut Gutmann, Recht als Kultur? Über die
Grenzen des Kulturbegriffs als normatives Argument.

9 Zu den Gemeinsamkeiten von Recht und Kunst: Kühne, in: FS Müller-Dietz,
S. 99 ff.

10 Die Annäherung von Recht und Kunst in Form der Literatur beschreibt Lüdersen,
NJW 1997, 1106 ff.
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Besteuerung zur Berührung zwingt. Die Herausforderung des gegenseiti-
gen Verständnisses besteht auf einer kommunikativen Ebene.

Eine Kommunikation und potentielle Annäherung ist nur möglich,
wenn das Verhältnis aus der Eigengesetzlichkeit des Steuerrechts heraus
gegenüber der Kunst definiert ist. Diesem Verhältnis hat sich insbesondere
Heuer in seiner Gänze gewidmet.11 Die vorliegende Untersuchung greift
diese steuerrechtliche Selbstvergewisserung auf und widmet sich als Aus-
schnitt davon der Frage, in welcher Form das Steuerrecht als Instrument
der Umsetzung des Kulturstaatsgebots dient. Gegenstand der Untersu-
chung ist die Kunstförderung durch das Steuerrecht

Umfang und Methodik der Betrachtung

Kunstförderung durch das Steuerrecht wird in der vorliegenden Arbeit als
Frage des materiellen nationalen Rechts behandelt.12 Verfahrensrechtliche
Voraussetzungen wie Tatsächlichkeiten sind essentiell für die Wirksamkeit
einer potentiellen Förderung, spiegeln aber nur selten Wertungsentschei-
dungen des Gesetzgebers wider. Untersuchungsgegenstand ist ganz über-
wiegend die bereits gesetzte Rechtsordnung; die rechtswissenschaftliche
Auseinandersetzung mit der Kunstförderung soll hier keine kulturpoliti-
sche sein.13 Ebenso wenig kann es eine sozialwissenschaftliche oder volks-
wirtschaftliche Betrachtung sein; beiden Disziplinen kommt bei der
Grundsatzentscheidung für oder gegen eine Kunstförderung durch das
Steuerrecht eine Bedeutung zu, jedoch nach einer jeweils fachspezifischen
Methode, die vorliegend nicht aufgegriffen wird.

Diese Konkretisierung des Betrachtungsgegenstandes bietet noch immer
eine Vielzahl an möglichen Herangehensweisen, um sich dem Thema der
Kunstförderung durch das Steuerrecht zu nähern. Methodische und dog-

B.

11 Heuer, Die Besteuerung der Kunst.
12 Hier liegt der Schwerpunkt einer „interventionistischen“ Steuerpolitik, vgl. Sel-

mer, Steuerinterventionismus und Verfassungsrecht, S. 65 f.; nicht berücksichtigt
werden Sonderregelungen aufgrund von Steuererlassen, vgl. z.B. zu § 50 Abs. 4
EStG für beschränkt steuerpflichtige Sportler das BMF Schreiben v. 20.3.2008,
DStR 2008, 823.

13 Zur Abgrenzung von Kultur(verwaltungs)recht und Kulturpolitik siehe Opper-
mann, Kulturverwaltungsrecht, S. 11.

B. Umfang und Methodik der Betrachtung

23



matische Herangehensweisen sind aber nicht Selbstzweck, sondern Mittel
und Techniken für die Erreichung des gesetzten Zieles.14

Ziel dieser Arbeit ist die Darstellung der Kunstförderung durch das gel-
tende Steuerrecht, die über bestehende Einzelbetrachtungen der relevan-
ten Normen hinausgeht. Die Untersuchung soll keine Alternative zu um-
fangreichen Einzelkommentierungen, Handbüchern oder Fachbeiträgen
bieten, sondern unter Bezugnahme auf diese einen dogmatischen Gesamt-
blick ermöglichen. Dieses Ziel soll durch die Kombination verschiedener
methodischer Ansätze verwirklicht werden:

Begriffsbildung

Die Untersuchung eines Themengebietes erfordert im Unterschied zur Be-
antwortung einer konkreten Rechtsfrage die Eingrenzung des Untersu-
chungsgegenstandes. Eine Arbeit zur steuerrechtlichen Kunstförderung er-
fordert damit die begriffliche Auseinandersetzung, was in diesem Zusam-
menhang überhaupt unter „steuerlicher Förderung“ und „Kunst“ zu ver-
stehen ist.

Diese begriffliche Annäherung an den Arbeitsgegenstand erfüllt dabei
zwei Funktionen: Zunächst dient sie der untersuchungsimmanenten Spe-
zifizierung des Themenfeldes, ist aber gleichzeitig Teil eben dieser Gesamt-
darstellung. Indem Begriffe über den konkreten Normbezug hinaus be-
trachtet und definiert werden, sind sie Teil einer positivrechtlichen Be-
griffsbildung.15

Das übergeordnete positive Recht als Rahmen

Die Vereinbarkeit von konkreten Normen mit übergeordnetem Recht ist
Bestandteil von verschiedenen Kommentaren und Fachbeiträgen. Das Er-
gebnis hängt zwangsläufig von der jeweiligen Ausgestaltung ab und trifft
nur mittelbar eine Aussage über artverwandte Gesetzesbestimmungen. Die
Überprüfung jeder kunstfördernden Steuernorm auf ihre Vereinbarkeit
mit übergeordnetem Recht würde sich daher auf genau diese partielle Un-

I.

II.

14 Müller/Christensen, Juristische Methodik, Band 1, S. 35; Bumke, Rechtsdogmatik,
S. 1.

15 Zu den Ursprüngen und Folgen einer positivrechtlichen Begriffsbildung Schrö-
der, Recht als Wissenschaft, S. 270 ff.
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tersuchung beschränken und keine darüber hinausgehenden Erkenntnisse
bieten.

Vorliegend wurde daher die methodische Auseinandersetzung mit ver-
fassungs- und europarechtlichen Vorschriften im Wege eines Vorzeichnens
des Rechtsrahmens für kunstfördernde Normen des Steuerrechts ge-
wählt.16 Es wird abstrakt dargestellt, ob und unter welchen Voraussetzun-
gen eine Kunstförderung durch das Steuerrecht mit höherrangigem Recht
vereinbar ist.

Systematisierung des geltenden Rechts

Schließlich leiten die Begriffsbildung und die Ergebnisse aus der Betrach-
tung des übergeordneten Rechts in die Systematisierung von kunstfördern-
den Normen des Steuerrechts über. Es wird anhand ordnungsbildender
Kriterien ein System geschaffen, in welches die einzelnen kunstfördernden
Normen eingeordnet werden.17

Ziel dieser Systematisierung ist die Darstellung der Kunstförderung
durch das Steuerrecht im Sinne einer Gesamtbetrachtung. Das positive
Recht wird geordnet, um Strukturen zu erkennen sowie Gemeinsamkeiten
beziehungsweise Unterschiede des geltenden Rechts herauszuarbeiten.

Synergien der Ansätze, Durchbrechung der Methode und
Konkretisierung des Untersuchungsgegenstandes

Die methodische Diversifikation folgt dem vorgenannten Ziel der themati-
schen Gesamtschau. Dieses Ziel bliebe verfehlt, würden die methodischen
Ansätze nur zu einem Nebeneinander der Betrachtung führen. Das Ergeb-
nis wären getrennte Darstellungen. Die Gesamtdarstellung erfordert das
Zusammenspiel der Methoden und deren Zusammenführung im Ergeb-
nis. Daher bauen die methodischen Ansätze in dieser Untersuchung auf-
einander auf, indem sie jeweils aufeinander Bezug nehmen.

III.

IV.

16 Bumke, Rechtsdogmatik, S. 49 f.
17 Zur methodischen Grundlage der dogmatischen Systematisierung Bumke,

Rechtsdogmatik, S. 45 f.; insbesondere zur Relevanz von Systematisierungen für
das Steuerrecht: Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Band I, S. 11 ff.; ders., in: FS
Lang, S. 21, 27 ff.
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Die bewusste Entscheidung gegen die Betrachtung einzelner Tatbe-
standsvoraussetzungen und für den Verweis auf die vielfach vorhandenen
Einzeldarstellungen wird an den Stellen durchbrochen, an denen es an
eben diesen Einzeldarstellungen fehlt. Ist eine Norm oder sind deren
Merkmale bisher nicht oder kaum rechtswissenschaftlich untersucht wor-
den, fehlt es an einer Grundlage für die erfolgreiche Systematisierung für
Zwecke der Gesamtschau. An diesen Stellen wird der methodische Ansatz
durchbrochen und das positive Recht bezüglich der vorgenannten Merk-
male in seinem Inhalt und seiner Funktion analysiert.

Dem methodischen Fokus steht schließlich ein tatsächlicher gegenüber:
für Zwecke der Untersuchung wird Kunst im Sinne der schönen Künste –
Bildende Kunst, Darstellende Kunst, Musik und Literatur – verstanden.18

Dieses Verständnis soll nicht den Kunstbegriff auf diese Teilbereiche redu-
zieren, es dient als ausdrücklich wertungsfreie Arbeitsgrundlage.

Gang der Untersuchung

Der Gang der  Untersuchung folgt  dem Ziel  der  Gesamtdarstellung der
Kunstförderung durch das Steuerrecht unter Berücksichtigung der verschie-
denen methodischen Ansätze und der Nutzung der jeweiligen Ergebnisse für
die weitere Betrachtung. Die Bezugnahme auf bisherige Ergebnisse erfordert
den Beginn auf abstrakter Ebene, die im Verlauf weiter konkretisiert wird
und in die Systematisierung der konkreten Einzelnormen mündet.

Die Darstellung beginnt mit der abstrakten Frage, was unter Förderung
durch das Steuerrecht zu verstehen (Teil 1).

Der zweite Teil stellt die Möglichkeit einer Kunstförderung durch das
Steuerrecht abstrakt dar. Hier wird insbesondere auf die verfassungs- und
europarechtlichen Voraussetzungen und auf die Wirkung von Art. 5 Abs. 3
Satz 1 GG eingegangen. Darauf folgt im dritten Teil die Auseinandersetzung
mit dem Begriff der „Kunst“ als Rechtsbegriff im Verfassungs- und Steuer-
recht.  Die Auseinandersetzung mit  der  konkreten Förderung der Kunst
durch das Steuerrecht erfolgt in Teil 4 durch eine Systematisierung beste-
hender Fördertatbestände. Schließlich endet die Arbeit in Teil 5 mit einer
Zusammenfassung der Ergebnisse in Thesen.

C.

18 Zum sich wandelnden Verständnis des kunsttheoretischen Kunstbegriffs: Miß-
ling, Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG als ein Grundrecht der Kunst, S. 40 ff.; siehe zum
Umgang mit immobiler Kunst, insbesondere Baudenkmälern, ausführlich Eberl/
Bruckmeier/Hartl/Hörtnagl, Kulturgüter, S. 165 ff.
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Die Definition der Kunstförderung durch das
Steuerrecht

Eine systematische Auseinandersetzung mit der steuerlichen Förderung
von Kunst berührt grundlegende Fragen der demokratischen Staatsverfas-
sung der Bundesrepublik Deutschland.19 Neben den offensichtlichen Be-
zügen zur Kunstfreiheit aus Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG und dem Kulturstaat20

stellt sich die Frage, was überhaupt unter steuerlicher Förderung zu verste-
hen ist.

Das moderne Staatsverständnis sieht das Verhältnis von Staat und Ge-
sellschaft21 als ein gegenseitiges an: die Gesellschaft als Staatsvolk22 ist so-
wohl konstitutiv für das Bestehen eines Staates23 als auch zum Zwecke
einer inneren Organisation abhängig von selbigem.24 Der Staat hält die
Herrschaftsmacht über ein Staatsgebiet und ein Staatsvolk,25 Souverän der
Staatsgewalt ist wiederum das Volk.26 Für die Gesellschaft ist der Staat Ins-
trument der eigenen Organisation des Gemeinwesens, das durch demokra-
tische Prozesse definiert und legitimiert wird.27

Auf dieser Grundlage definiert das Grundgesetz die Bundesrepublik
Deutschland in Art. 20 Abs. 1 GG als demokratischen und sozialen Bun-
desstaat. Die gesellschaftliche Übereinkunft sieht die Aufgaben des Sozial-

Teil 1 –

19 Mellinghoff sieht die Geschichte der Staatsgewalt auch immer als eine Geschichte
staatlicher Einnahmen, vgl. Mellinghoff, Stbg 2005, 1.

20 Siehe zu Inhalt und Wirkung von Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG unten S. 79 ff.
21 Zum Begriff der Gesellschaft als Voraussetzung für die Demokratie Böckenförde,

in: HStR II, § 24, Rn. 59 ff.
22 Das Staatsvolk und die Gesellschaft überschneiden sich in weiten Teilen, sind

aber in ihrer Konstruktion nicht identisch, vgl. Schöbener/Knauff, Allgemeine
Staatslehre, § 3, Rn. 15m.

23 Das Staatsvolk ist neben dem Staatsgebiet und der Staatsgewalt konstituierende
Voraussetzung für die Anerkennung eines Staates nach der Drei-Elemente-Lehre,
vgl. Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 394.

24 Merten, VVDStRl 1996, 7, 29; Weber-Grellet, Steuern im modernen Verfassungs-
staat, S. 2; Schöbener/Knauff, Allgemeine Staatslehre, § 3, Rn. 151 ff.

25 Payandeh, in: Krüper, Grundlagen des Rechts, S. 91, § 4, Rn. 13.
26 Art. 20 Abs. 2 GG, vgl. Grawert, in: HStR II, § 16, Rn. 27 ff.
27 Weber-Grellet, Steuern im modernen Verfassungsstaat, S. 3.
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staates, neben der sichernden und ordnenden Wirkung, in der Verwirk-
lichung von Gemeinwohlinteressen.28

Die Ausstattung des Staates mit finanziellen Mitteln ist Voraussetzung
für die Erfüllung von staatlichen Aufgaben.29 Anstelle einer staatlichen Ei-
genwirtschaft ist die Bundesrepublik Deutschland als Steuerstaat organi-
siert.30 Das Staatsvolk definiert das Gemeinwohl und die staatlichen Aufga-
ben; gleichzeitig finanziert es diese durch Zahlung von Steuern.31

Steuern dienen damit zuvorderst der Finanzierung des Staates, damit
dieser als Organisationseinheit funktionieren und die ihm gesetzten Aufga-
ben erfüllen kann. Zweck der Steuer ist die Gemeinwohlfinanzierung.32

Das Verhältnis von Staat und Staatsvolk ähnelt in seiner Struktur dem
Verhältnis von Steuern und Gemeinwohl: Das Gemeinwohl definiert den
Umfang, in welchem Steuern erhoben werden, und deren Nutzung; die
Steuer ist Ergebnis und Voraussetzung für die Umsetzung von Gemein-
wohlinteressen.33 Neben der vornehmlichen Finanzierung von Gemein-
wohlinteressen dient das Steuerrecht auch als Weg für deren Durchset-
zung.34 Seit dem Ende des 17. Jahrhunderts wird das Steuerrecht vermehrt
als Instrument der Verhaltenslenkung eingesetzt.35 Hierbei steht nicht
mehr die Staatsfinanzierung im Mittelpunkt, sondern die außerfiskalische
Förderung und Lenkung aus Gründen des Gemeinwohls – unter anderem

28 Grezszick, in: Maunz/Dürig, 73. Erg.-Lfg. Dezember 2014, Art. 20, VIII., Rn. 1 ff.;
Di Fabio, in: Maunz/Dürig, 39. Erg.-Lfg. Juli 2001, Art. 2, Rn. 76; Fleiner/Basta
Fleiner, Allgemeine Staatslehre, S. 114 ff.; Seer, in: Tipke/Lang, § 1, Rn. 7; siehe
zur Bedeutung des Gemeinwohlbegriffs unten S. 78 f.

29 So auch Popitz, in Biegeleben/Hensel/Popitz/Schreiber, Kultur und Steuergesetz-
gebung: Zusammenhänge von Finanzpolitik und Kulturpolitik, S. 13; Papier,
DStR 2007, 973, 975.

30 Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Band I, S. 1; Mellinghoff, Stbg 2005, 1; Bellstedt,
Die Steuer als Instrument der Politik, S. 13 ff.; Friauf, in: DStJG 12 (1989), S. 3; zu
den Charakteristika: Isensee, in: FS Ipsen, S. 415 ff.; Kirchhof, in: DStJG 24 (2001),
S. 12 f.

31 Siehe zum Legitimationscharakter des Gemeinwohls unten S. 78 f.
32 Stern, Staatsrecht, S. 1107; die Rechtfertigung der Steuer basiert auf eben dieser

Gegenseitigkeit, vgl. Vogel, Der Staat 1986, 481, 498 ff.; Jachmann, in: FS Lang,
S. 295, 306 f.

33 Zum Verhältnis von Steuerstaat und Gemeinwohlverwirklichung: Isensee, in: FS
Ipsen, S. 410 f, 514; ebenda zur Wandlungsfähigkeit der Ausgestaltung S. 417.

34 Kirchhof spricht von einem unverzichtbaren Gestaltungsmittel des daseinsvorsor-
genden und intervenierenden sozialen Rechtsstaats, Kirchhof, Besteuerungsgewalt
und Grundgesetz, S. 3.

35 Schwennicke, Ohne Steuer kein Staat, S. 329; in der Argumentation ähnlich
Starck, in: FS Wacke, S. 193, 199.
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zu Gunsten der Kunst.36 Der Steuerpflichtige soll durch eine niedrigere
oder höhere Besteuerung37 zu einem bestimmten Verhalten angehalten
werden.38 Hierbei tritt der Zweck der Staatsfinanzierung in den Hinter-
grund, er wird zum Nebenzweck der Regelung.39 § 3 Abs. 1 AO nennt aus-
drücklich die Möglichkeit, dass die Erzielung von Einnahmen nur Neben-
zweck ist – ein Instrument der Gemeinwohlrealisierung, von dem der Ge-
setzgeber vielfach Gebrauch macht.40

Das Steuerrecht enthält eine Vielzahl von verhaltenslenkenden Vor-
schriften, die auf den Steuerpflichtigen belastend und begünstigend wir-
ken können. Im Falle der Kunstförderung handelt es sich ausschließlich
um begünstigende Sondertatbestände – eine Mehrbelastung zum Zwecke
der Kunstförderung ist kaum denkbar und im deutschen Steuerrecht nicht
vorhanden.41

Die Möglichkeit einer Verhaltenslenkung durch steuerliche Mehrbelas-
tungen wird für die Begriffsbestimmung der steuerlichen Förderung mit
einbezogen, um eine Nutzung der Ergebnisse über den konkreten Kunst-
bezug hinaus zu ermöglichen.

Die systematische Stellung der steuerlichen Fördernorm

Steuerliche Normen als Instrument der Verhaltenslenkung dienen im
Grundsatz der Durchsetzung von Gemeinwohlinteressen. Diese Aussage
ist angesichts der durch das geltende Recht geförderten Interessen – zu
denken ist an den vielfältigen Katalog steuerbegünstigter Zwecke in § 52
Abs. 2 AO – teilweise anzuzweifeln; dies jedoch aus rechtspolitischen und

A.

36 St. Rspr. des BVerfG, vgl. statt aller BVerfG Urteil v. 17.12.2014 – 1 BvL 21/12,
BVerfGE 138, 136; v. 09.12.08 – 2 BvL 1, 2/07, 1, 2/08, BVerfGE 122, 210, 231;
Beschluss v. 07.11.06 – 1 BvL 10/02, BVerfGE, 117, 1, 31.

37 Kritisch Friauf, in: DStJG 12 (1989), S. 12.
38 Hey, in: Tipke/Lang, § 3, Rn. 21; Lang, Systematisierung der Steuervergünstigun-

gen, S. 146.
39 Tipke, Die Steuerrechtsordnung, Band I, S. 77 ff.; Hey, in: Tipke/Lang, § 3, Rn. 21.
40 Beispiele finden sich in der Auseinandersetzung mit Ökosteuern oder der steuer-

lichen Förderung von Forschung und Entwicklung, vgl. Bareis/Elser, DVBl 2000,
1176 ff.; Osterloh, NVwZ 1991, 823 ff.; List, BB 2000, 1216 ff.; Kruse, BB 1998,
2285; BVerfG Urteil v. 20.4.2004 – 1 BvR 905/00, 1 BvR 1748/99, BVerfGE 110,
556; beziehungsweise Spengel, Steuerliche Förderung von Forschung und Ent-
wicklung (FuE) in Deutschland.

41 Zum Verbot steuerliche „Abreize“: Heuer, Die Besteuerung der Kunst, S. 93;
ebenso Haversath, Zur Legitimation des Kulturstaats, S. 137.
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nicht steuersystematischen Gründen.42 Die Realisierung von Gemeinwohl-
interessen durch das Steuerrecht schafft finanzielle Anreize zu einem be-
stimmten Verhalten, das gesellschaftlich erwünscht ist. Dieses jeweilige
Gemeinwohlinteresse – vorliegend die Kunst – wird so durch das Steuer-
recht gefördert.43

Es besteht keine anerkannte Definition der steuerlichen Förderung von
Gemeinwohlinteressen.44 In aller Regel liegt der Fokus steuerrechtswissen-
schaftlicher Arbeiten auf der Ausgestaltung von Lenkungsnormen oder auf
dem Steuerpflichtigen, zu dessen Vor- oder Nachteil eine Besteuerung er-
folgt.45

Für eine systematische Auseinandersetzung mit der steuerrechtlichen
Kunstförderung ist eine Kategorisierung anhand einer übergreifenden De-
finition jedoch unerlässlich, sodass nachfolgend der Versuch unternom-
men wird, die steuerliche Förderung in ihrer Bedeutung zu erfassen:

Förderung bedeutet Unterstützung

Förderung meint in der Wortbedeutung die (finanzielle) Unterstützung
bei der Entfaltung oder dem Vorankommen.46 Eine steuerliche Förderung
kann ausgehend von der wörtlichen Bedeutung daher als die Unterstüt-
zung eines Bereichs, einer Sache oder einer Person durch Normen des
Steuerrechts beschrieben werden. Der hiermit verbundene Erkenntnisge-
winn ist jedoch gering: im Ergebnis wurde lediglich „Kunstförderung“
durch den Begriff der „Kunstunterstützung“ ersetzt.47

I.

42 Siehe zur anhaltenden Diskussion zu radikalen Steuerreformen und tatsächlichen
gesetzlichen Umsetzungen Wagner, DStR 2014, 1133 ff.

43 Siehe bezüglich des Gleichlaufs von belastender und begünstigender Lenkung
Trzaskalik, Gutachten E für den 63. Deutschen Juristentag, E67 ff.; Stang, Auswir-
kungen der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts auf die Besteuerung,
S. 156.

44 Mayer, in: Macho/Schwaiger/Stanzel/Vock, Steuerliche Behandlung von Förde-
rungen, S. 1, 4.

45 Auch hier bestehen verschiedene Begrifflichkeiten, die im Kern ein ähnliches
Phänomen beschreiben, vgl. Bilgery, Die steuerrechtliche Vergünstigungsnorm
im Lichte der Theorie des Stufenaufbaus des Steuertatbestandes unter besonderer
Berücksichtigung der Einkommensteuer, S. 7 ff.

46 Duden, Das große Wörterbuch der deutschen Sprache, Band 3, „fördern“.
47 Ein etymologischer Zirkel schließt sich an dieser Stelle, kommt das Wort „Steu-

er“ von dem althochdeutschen Begriff „stiura“, der ursprünglich „Beihilfe, Stär-
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